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Zonenjugend bezahlt „Förderung** selbst
FDJ durchkreuzt Studien- und Berufsausbiidungspläne

M it dem H inweis, sie hätten jahrelang die Vorzüge des „G e­
setzes zur Förderung der Jugend“  genossen und müßten sich 
nun allmählich an ihre staatsbürgerlichen P flich ten  gewöhnen, 
w ird  in diesem Jahr den meisten Jugendlichen Mitteldeutsch­
lands der selbst vorgezeichnete Ausbildjingsweg zerschlagen. 
Betroffen sind Oberschüler, Studenten und Bewerber fü r tech­
nische Laufbahnen. Erstmals entscheidet in diesem Jahr die 
FD J, ob ein Schüler sur Gberscliulreife emporsteigen darf, wäh­
rend Abitur und Studium von der Bereitschaft abhängen, ob 
sich der Betreffende fre iw illig  zum M ilitärdienst meldet. D ie 
Berufsausbildung dagege% lieg t w ieder vö llig  im Ermessen 
der FDJ.

Das „Gesetz zur Förderung 
der Jugend“ hat den Jugend­
lichen der Zone —  soweit sie 
sich politisch organisierten —  
eine Reihe großer Vergünsti­
gungen gebracht. Man ließ — 
immer unter politischem A spek t! 
—  junge Menschen in hohe und 
höchste Funktionen aufsteigen. 
D ie  F D J  wurde zum Sprung­
brett für Staats- und Betriebs- 
funktionen, die selten m it den 
Fähigkeiten der Betreffenden 
harmonierten.

Im  Zonenhaushalt wurden für 
Jugendförderung mehr M ittel 
bereitgestellt als Renten ge­
zahlt und allein die fü r die F ö r­
derung des Sports ausgegebe­
nen M ittel überstiegen mancher­
orts den Sozialetat.

Jeder Pfennig rückzahlbar
Es lag auf der Hand, daß 

diese M ittel nicht gezahlt w ur­
den, um jungen Menschen eine 
frohe, unbeschwerte Jugend zu 
verschaffen. Jeder Nutznießer 
dieses SED-Gesetzes mußte 
wissen, daß im Kommunismus 
nichts ohne seinen Pre is abge­
geben wird. 1956 nun ist der 
Zonenhaushalt weitgehend aus­
gelastet. E r bietet w eder P la tz  
fü r Sonderetats noch für 
jugendfreundliche Erwägungen. 
V iele Gemeinden haben in den 
letzten Wochen M itteilung er­
halten, daß die auf sie entfal­
lenden Anteile am „Gesetz zur 
Förderung ̂ der Jugend“ künftig 
aus „außerplanmäßigen M itteln “

finanziert werden müssen. 
Sportstätten und Leh rlin gs­
heime, Kulturhäuser und Ju­
gendklubs sollen mehr als b is ­
her oder ausschließlich auf 
„ fre iw illig e r  Basis“ entstehen. 
D er Staat hat die Jugend lange 
genug „gefö rdert“ , nun soll, sie 
sich allein© helfen oder helfen 
lassen.

N u r umgekehrt hat der Staat 
die Jugend nicht vergessen. In  
der FDJ-Organisation läuft g e ­
genw ärtig eine Aufklärungs­
kampagne unter 'dem M otto 
„W as mache ' ich nach dem 
A b itu r?“ . D ie FD J- und die 
Schul-Leitungen sind verp flich­
tet, nur jenen Abiturienten das 
Studium zu ermöglichen, die 
zuvor eine M ilitärd ienstzeit ab­
leisten wollen.- Den D ienstver­
weigerern sollen auch die höhe­
ren Betriebslaufbahnen ve r­
schlossen bleiben. Im  vergan­
genen Jahr haben vie le A b ­
iturienten, die mangels K V P -  
Verpflicbtung nicht studieren 
durften, erst einmal ein P rak ­
tikum begonnen, durch das 
ihnen keine Zeit verloren ging. 
In  diesem Jahr w ird  es keine 
Praktikanten geben, die sich 
vo r der „kalten“ W ehrpflicht 
drücken. In  hartnäckigen D is­
kussionen auf Schul- und FD J- 
Versammlungen erfahren die 
„A rbeiter- und Bauernstuden­
ten“ jetzt, daß ihr Studium die 
selbstverständliche Verp flich­
tung zum XV P-D ienst in sich 
trug.

Noch härter sind jene Jugend­
lichen betroffen, die 1956 vor 
der F rage  stehen: Oberschulbe­
such oder Leh re? Das M in iste­
rium fü r Volksbildung und das 
Staatssekretariat fü r Bei fs- 
ausbjldung wollen künftig  w e­
n iger Oberschüler und Studen­
ten und mehr landwirtschaft­
liche Fachkräfte. Man überläßt 
also der FD J .die Auslese für 
den - Oberschulbesuch und 
drängt die technisch interessier­
ten Schulabgänger zwafigsweise 
auf landwirtschaftliche Berufe. 
V iele Jugendliche, erhalten nur 
unter der Bedingung eine Leh r­
stelle in einem Industriebetrieb, 
daß sie sich nach einem Jahr in 
der Landw irtschaft — also 
meist auf einer M TS — tech­
nisch w eiterbilden lassen.

Vom Militärdienst abhängig
Die Tatsache, daß FD J-O rga­

nisation und P ion ierle iter über 
eine der w ichtigsten Phasen in 
der W eiterb ildung zu entschei­
den haben, hat namentlich unter 
den E ltern der Betroffenen Un­
ruhe ausgelöst. Bei den Ober­
schülern, die vor dem Abitur 
stehen, ist die Reifeprüfung von 
der M ilitärd ienstfrage abhängig.

Es bleibt hur die Lehre, die 
man aus diesem fü r vie le Ju­
gendliche zum Verhängnis w er­
denden „Jugendförderungsjahr“ 
1956 ziehen kann: W e r  — fre i­
w illig  oder u n fre iw illig  — die 
kommunistische „Jugendförde­
rung" in Anspruch nimmt, muß 
sie teuer bezahlen. M it seiner 
Zukunft oder m it einem Kom ­
promiß, das fü r die meisten 
schlimmer als der Verzicht auf 
eine geordnete Berufsausbil­
dung ist. Denn 1000 betrogenen 
Jugendlichen nützt es wenig, 
wenn drei von ihnen Staats­
sekretär oder D irektor gew or­
den sind. Auch, wenn diese drei 
den K ern  einer „Jugendförde­
rungs-Propaganda“ bilden.
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loh aaa  B. Gradls

Ein politisches 
Schaltjahr?

Versuchen w ir dass v ie lfä ltige 
Geschehen von  1955 zu 'bewer­
ten und dem Jahr 1956 e in  biß­
chen über die Schulter au ge»! 
hem Di® Deutschen in  der Bun­
desrepublik können m it den ma­
teriellen  Fortschritten ganz zu­
frieden sein, Zwar nicht jeder 
und  nicht im  gleichen Maße;, 
aber wenn sie ih r  heutiges "Le­
hen  und ihre Existenzsicherheit 
vergleichen m it der Ausgangs­
tage vo r zehn, ja  sogar m it der 
Situation noch vor vier, fün f 
Jahren —  wenigstens im  stillen 
dürften gl® sich dann ©in geste­
hen, daß sie Grund zur Zufrie­
denheit haben.

W ir  in  W estberlin  sind auch 
ein gutes Stück weitergekom ­
men. D ie A rbeitslos igkeit hat 
erheblich abgenommen. Den 
Vorsprung der Bundesrepublik 
haben w ir  etwas aufholen kön­
nen. D ie  weiteren Aussichten  
sind, w ie  a lle W irtschaftssach­
verständigen erklären, nicht 
schlecht. A llerd ings feh lt uns 
noch immer die ruhige Gebor­
genheit, an die sich die deut­
schen Bundesbürger gewöhnt, 
vielleicht zu sehr gewöhnt ha­
ben. Das vergangene Jahr hat 
uns, angefangen m it den Auto­
bahngebühren, immer  ̂ w ieder 
deutlich gemacht, daß w ir  auf 
einer Insel leben, der die rote 
Um welt gern unerfreuliche 
Überraschungen zufügt.

Bitteres W arten
A ber was ist das alles gegen 

das Schicksal jenes anderen 
großen Teiles  unseres Volkes, 
der w ieder ein Jahr entschwin­
den sieht, das ihm die ersehnte 
Freiheit, fre i von kommunisti­
schem Zwang nach eigener A rt 
zu leben, n i c h t  gebracht hat. 
Zwei große Ansätze waren 1955, 
auf die die Menschen des so­
wjetischen Besatzungsbereiches 
vielleicht w ider die Vernunft, 
aber eben doch gehofft hatten. 
D ie beiden Konferenzen in Genf 
haben diese Hoffnungen, die 
auch unsere Hoffnungen waren, 
nicht erfü llt, und keine Ände­
rung ist gegenw ärtig  sichtbar. 
So ist es kein Wunder, daß die 
Mitteldeutschen m it gedrückter 
Stimmung und verbissenem

Groll das alte Jahr verlassen. 
Ih r  Dos wäre ihnen schon er­
leichtert, wenn sie die Gewiß­
heit hätten, daß nicht nur die 
offiziellen  Sprecher, sondern alle 
Bundesbürger sich diese m ittel­
deutsche N o t bewußt machen.

Niemand kann heute sagen, 
w ie  das neue Jahr gehen wird. 
V or  einem Jahr hat niemand in 
Österreich geglaubt, daß W ien  
fre i werden, die Rote Annes ab- 
siehen und dia Besatzungszeit 
beendet sein würde. Niemand 
auch —  um noch ein Beispiel zu 
nennen —  hätte bei uns ange­
nommen, daß sich die Saarfrage, 
die vor einem Jahr von aller 
W e lt  als ernstes Gefahrenfeld 
und als schwerste Belastung der 
deutsch-französischen Beziehun­
gen  gewertet wurde, fü r uns zu­
friedenstellend entwickeln w ür­
de, ohne doch das deutsch-fran­
zösische Verhältnis zu ver­
schlechtern. Daß es im  Gegen­
teil besser ist als zuvor, das ist 
nicht zuletzt ein Verdienst der 
französischen Po litik , die sich 
m it K lugheit, Geschick und V er­
ständigungssinn der Entw ick­
lung angepaßt hat. Jedes Jahr 
kann also Überraschungen brin­
gen und bringt sie; ob sie im­
mer gut feind, ist eine ander® 
Frage.

Das Jahr 1956 stellt sich aller­
dings nicht so dar, als ob es 
schon die großen Entscheidun­
gen bringen w ird. Es scheint, 
daß es nicht nur kalendarisch, 
sondern auch politisch ein 
Schaltjahr w ird. E in  zwischen­
geschobenes Jahr, das leider 
notwendig ist, um die Zeit poli­
tisch re if zu machen.

Das Jahr 1955 hat eine E rb ­
schaft hinterlassen, die fü r die 
Menschheit zum Glück werden 
kann. D ie Überentwicklung der 
Atom waffe in beiden W eltlagern  
schaltet fü r jedes vernünftige 
Überlegen den K r ie g  zwischen 
den Weltmächten als M ittel der 
P o litik  aus. Aber davon allein 
w ird  die W e lt noch nicht bes­
ser. Sie w ird  es nur, wenn die 
nach w ie  vor bestehenden Ge­
gensätze nicht erstarren. Den 
jew eiligen  Gegner ohne m ilitä­
rische Gewalt zu überzeugen, 
und die Bereitschaft, sich ohne 
Gewalt überzeugen zu lassen, 
das ist, aktiv und passiv, die 
Aufgabe, vor der insbesondere 
die Großen unserer W e lt stehen. 
Es ist offensichtlich nicht leicht, 
sie zu lernen. Genf hat gezeigt, 
daß guter W ille  ohne entspre­

chendes Handeln nicht genügt.
Der politische La u f des neuen 

Jahres w ird  auch dadurch ge­
bremst sein, daß die künftige 
Führung der U SA  erst gegen 
Jahresende bestimmt sein w ird. 
Novem ber 1956 sind die Präsi­
dentenwahlen in den USA. W enn 
auch die amerikanische Außen­
po litik  bisher eine gemeinsame 
P o l i t ik ' der beiden. Parteien 
w ar, so sind angesichts der 
neuen internationalen Situation 
und im  Zeichen des Fehlschlages 
der zweiten Genfer Konferenz, 
der politischen Bewegung in 
Asien und N ordafrika und der 
politischen Aggressiv ität des 
Kommunismus w ichtige Unter­
schiede der Beurteilungen und 
Folgerungen deutlich geworden. 
So gehört keine Phantasie zu 
der Annahme, daß auch die so­
wjetische P o litik  sich in den 
gießen  Fragen abwartend ein­
stellen w ird, b is die amerika­
nische Präsidentenwahl die 
Sicht in die Zukunft w ieder 
fre ie r  macht.

Die Zeit muß genutzt werden
Nichts kann uns Deutschen in  

unserer Situation unangenehmer 
sein als die Aussicht, w eiter 
warten zu müssen. Aber warten 
heißt ja  nicht, daß man nichts 
tun kann. Gerade w eil das Jahr 
1956 vermutlich ein Jahr der 
politischen Vorbereitung der 
W eltmächte ist, g ib t es uns 
nicht nur die Zeit, sondern auch 
die Pflicht, uns auf die Durch­
setzung unseres Hauptanliegens 
vorzubereiten. Dam it ist nicht 
nur innerdeutsche A ktiv ität ge­
fordert in der großen Spann­
w eite von dem engen mensch­
lichen Fühlunghalten jedes ein­
zelnen m it Verwandten und 
Freunden in der Sowjetzone bis 
zur konkreten Planung der W ie ­
dervereinigungsarbeit. Sondern 
damit ist auch und insbesondere 
die Überprüfung der Gesamtlage 
unter dem Gesichtspunkt ge­
meint, w ie w ir  Deutsche selber 
m ithelfen können, jene Aufgabe 
zu lösen, die vorläu fig noch ein 
Rätsel ist: europäische Sicher­
heit und deutsche W iederver­
ein igung in  eine Verbindung zu 
bringen, die schließlich die Zu­
stimmung a ller interessierten 
Mächte fü r sich zu gewinnen 
vermag. Das ist eine Aufgabe, 
die in enger Fühlung m it dem 
W esten zu verfolgen  ist, fü r 
die nunmehr aber auch der so- 

(Fortsetzung auf Seite 4)



Neujahrsbotschaft an das deutsche Volk
A b sp ra c h e  des B u B d esp rä s id en ies  

Bonn (E igenbericht). Bundespräsident Heuss hat über den 
Bundfunk eine Neujahrsbotschaft an das deutsche Volk  ge­
richtet. .Rückblickend erklärte er, das alte Jahr hinferlasse eine 
Fü lle unbeantworteter politischer Fragen. „Das W ort, fast ein 
Zauberwort, das die frühen Monate des je tz t sterbenden Jahres 
durchhellte, hieß Entspannung.« An dieses W ort hätten unge­
zählte M illionen große Hoffnungen geknüpft. Heuss erinnerte 
an die Konferenz der Regierungschefs in  Genf m it ihrer 
liebenswürdigen Atmosphäre, in der d ie Journalisten den „Geist 
von Genf« erkennen wollten. D er B egriff froher Erwartung, 
eben dieses W ort „Entspannung“ , habe sich im  herbstlichen 
Nebel des Genfer Sees in Fragw ürdigkeiten verflüchtigt.
Manche der ungelösten Fra- so großartige und ruhmreiche 

W iedf rvereinigung, friderizianische M ilitärtrad ition
seien in  ihrem Gewicht deut- 

' licher geworden. Der -Osten be­
trachte die Sowjetzonen-Repu- 
b lik  als einen „Naturschutz- 
park“ , in dem die Pflänzlinge 
gezogen werden, die in der 
Bundesrepublik zur Frucht kom­
men sollen. Schon bei seiner 
Rückkehr ins politische Leben 
nach 1945 habe er gesagt, daß 
w ir  die deutsche Einheit mor­
gen, übermorgen haben könn­
ten, wenn w ir  sie m it dem V er­
zicht auf die bürgerliche, die 
ge is tige  Freiheit bezahlen w ol­
len. D iejenigen, die den Kom ­
munisten m it ihrem patriotisch 
genannten Vokabular deutsch­
nationaler Stammküche Gehör 
geschenkt hätten, seien erst 
durch die SowjetzoneA-Flücht- 
linge w ieder bekehrt worden.

D er Bundespräsident erin­
nerte dann an den wichtigen 
Vorgang im  abgelaufenen Jahr, 
als sich die Oberkommissare der 
drei westlichen Besatzungs­
mächte am 5. Mai in Botschafter 
verwandelten. Der Symbolcha­
rakter dieses völkerrechtlichen 
Vorganges, der nicht von allen 
begriffen  worden sei, habe an 
der politischen Gesamtlage 
nichts geändert, wenn auch die 
Tatsache, daß Moskau und Bonn 
diplomatische Beziehungen auf- 
nahmen, eine Konsequenz dieser 
Entwicklung war.

„Sofern die Schiller-Feier die­
ses Jahres einen nachwirkenden 
Sinn haben soll“ , so fuhr Heuss 
fort, „dann doch den, zu offen­
baren, wohin der Deutsche, 
wenn er eine Aufgabe über sich 
hinaus zu erfüllen hat, gehört, 
nämlich in  die W e lt der g e i­
stigen F reiheit." Es sei bedauer­
lich, daß die Bedeutung Scharn­
horst, dessen geistige und ge­
schichtliche Größe darin beruhe, 
„daß er vom  Sittlichen her die

m itleidlos zerschlug" und ein 
neues soldatisches Ethos be­
gründet habe, nicht gebührend 
herausgestellt worden sei. Heuss 
w ies darauf hin, daß er manch­
m al im  Parlamentarischen R a t 
die allgemeine W ehrpflicht ein 
„legitim es K in d  der Demokra­
tie “ genannt hätte. „D ie Leute, 
die das W ort vom B ürger in 
Uniform  zu ironisieren begin­
nen, wissen nicht, welchen Scha­
den sie damit’ dem ganz ein­
fachen Vaterlandsgedanken zu- 
fiigen .“

Im  weiteren Verlauf seiner An­
sprache warnte der Bundesprä­
sident vor Selbsttäuschungen 
angesichts der wachsenden deut­
schen Produktionsziffem , Der 
E r fo lg  des F leißes darf nicht 
den B lick blenden fü r die Ge­
fahr der übermütigen politischen 
Selbstgewißheit.

Trotz ,J& nugenschaften "
B erlin  (E igenm eldung'DPA). 

E tw a 154 000 Sowjetzonen- 
Flüchtlinge haben sich im  abge­
laufenen Jahr in W estberlin ge­
meldet. Das sind über 50 000 
mehr als im Vorjahr. Es wur­
den über 102 000 Flüchtlinge in 
das Bundesgebiet geflogen.

Im  Dezember w ar im V er­
gleich zu den Vormonaten ein 
leichter Rückgang in  der Flücht­
lingsbewegung zu verzeichnen. 
Es wurden 12 000 Flüchtlinge 
registriert, das sind über 3000 
w en iger als im  Novem ber und 
über 8000 weniger als im  Ok­
tober.

Das Sinken der Flüchtlings­
zahl im Dezember w ird  nicht 
zuletzt auf die verschärften 
Maßnahmen in der Sowjetzone 
gegen  die Abwanderung zurück­
geführt. -

30000 aus Mitteldeutschland
K öln  (D P A ). Zum 77. Deut­

schen Katholikentag, der vom
29. August bis 2. September in 
K ö ln  stattfindet, werden insge­
samt etwa eine M illion  Besucher 
erwartet, darunter rund 30 000 
aus Mitteldeutschland. Dies kün­
digte der Kö lner Erzbischof, 
Kardinal Frings, in  der K ir ­
chenzeitung seines Erzbistums 
K ö ln  an. F rings r ie f die K ö l­
ner zu christlicher Gastfreund­
schaft vor allem gegenüber den 
Besuchern aus der Zone auf.

Paroles Einheit in Freiheit
Appeil Freitags: ¥erge8t die Zone nicht!

Berlin (Eigexuneldung). Der 
DGB-Vorsiizende F re itag  hat 
über den Rundfunk an das Ge­
wissen der freien Völker appel­
liert, nicht weiterhin die 18 M il­
lionen Menschen in der Zone ge­
gen ihren W illen  der Unter­
drückung ausgeliefert zu lassen.

An die Bewohner der Zone 
und Berlins gewandt, sagte er: 
„W ir  können und werden die 
freien  Völker der Erde nicht aus 
der Verpflichtung entlassen, 
diesen Schandfleck für alle K u l­
turnationen zu beseitigen.“

D ie Paro le des Jahres 1956 
werde weiterhin heißen: „W ie ­
dervereinigung in F re ihe it.“ 
F re itag  sagte, niemand werde 
die „sozialen Errungenschaften" 
der „D D R " antasten, sofern es 
diese überhaupt gebe. D ie Ge­

werkschaften in  der Bundes­
republik würden indessen diese 
Errungenschaften zumeist nur 
als leere Proklam ation und D e­
klamation kennen, hinter denen 
sich das Ausbeutungssystem der 
Übererfüllung des Normensolls 
und der Volkswirtschaftspiäne 
verbergen.

Auch in der Bundesrepublik 
sei noch manches zu tun, um 
die Lebenshaltung der A rbeit­
nehmer zu verbessern, räumte 
der DGB-Vorsitzende ein. D ie 
Gewerkschaften der Bundesrepu­
b lik  seien die Instrumente der 
Arbeitnehmer im K am pf um die 
Verbesserung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen, die Ge­
werkschaften der Ostzone da­
gegen „W erkzeuge einer Staats­
partei und einer ausbeuterischen 
Demokratie“.



zum
Generalleutnant, dem höchsten 
R ang in der argentinischen A r ­
mee. Lonardi war Führer der 
Revolution, die vor ein igen M o­
naten den Präsidenten Perón 
stürzte. E r wiederum wurde 
dann, im  Novem ber von Aram- 
buru abgesétzt. Lonardi, der 
sich zur Zeit in den Vereinigten 
Staaten aufhält, hat in einem 
B r ie f an Präsident Aramburu 
abgestritten, daß er gegen  die 
R eg ierung konspiriere.

M it 125 verhafteten Perónisten 
an Bord lie f der argentinische 
Marinetransporter „Bahia Buen 
Suceso“ aus dem H afen von 
Buenos A ires aus. D ie  Verhafte­
ten sollen interniert werden.

Ziel: Befreiung von der Sklaverei
Ost-Europa-Politik unverändert — Antwort an Moskau 
W ashington (A P ). Bas Weiß© Hans hat erklärt, daß die USA 

weiterhin die Befreiung der vom Kommunismus versklavten 
europäischen Völker auf friedlichem  W ege anstreben. B ie  
Erklärung ist eine Antw ort auf d ie K r it ik  des sowjetischen 
Parteisekretärs Chrustsckow an der Weihnacktsbotschaffc P rä ­
sident Eisenhowers an die osteuropäischen Völker.
D ie Erk lärung wurde von dem general Eduardo Lonardi 

Pressechef des W eißen Hauses,
H agerty, nach B illigung durch 
Präsident Eisenhower und 
Außenminister Dulles abgege­
ben. Sie hat folgenden W ort­
laut: „D ie friedliche Befreiung 
der versklavten Völker w ar und 
ist ein H auptziel der amerika­
nischen Außenpolitik und w ird  
es — bis der E rfo lg  errungen 
ist — bleiben.“

H agerty  sagte weiter, Chrus- 
tschow habe vor dem Obersten 
Sow jet erklärt, die Weihnachts­
botschaften von Präsident E isen­
hower und Außenminister Dul­
les verstießen gegen den Geist 
von Genf und bedeuteten eine 
Einmischung in die inneren An­
gelegenheiten der kommunisti­
schen Staaten. D ie Westmächte 
hätten jedoch in Gen f eindeutig 
klargestellt, daß der Geist von 
Genf keineswegs zu einem V er­
zicht auf die Forderung nach 
F reihe it und Gerechtigkeit fü r 
d ie osteuropäischen Völker füh­
ren dürfe. Eisenhower habe in 
seiner Eröffnungsansprache be­
tont, daß die Völker Osteuro­
pas bisher nicht das in der 
U N-Charta niedergelegte Recht 
erhalten hätten, ihr Regierungs­
system fre i zu wählen.

Politische K re ise Washingtons 
vertraten die Ansicht, daß die 
Rede Chrustschows vor dem 
Obersten Sow jet die letzten 
Reste des „Geistes von Genf“ 
zerstört habe. A ls besonders 
schwerwiegend w ird  Chrus­
tschows Ablehnung des L u ft­
inspektionsplanes von Präsident 
E isenhower bezeichnet, da 
Moskau bisher immer gesagt 
habe, es w olle den P lan  noch 
prüfen und damit die M öglich­
keit .einer Zustimmung offen 
ließ.

Erzbischof von York i
York (England) (D PA ). Der 

Erzbischof von York, Dr. Cyril 
Garbett, nach dem Erzbischof 
von Canterbury der höchste 
W ürdenträger der Anglikani­
schen Kirche, ist im  A lter von 
80 Jahren gestorben.

In  Deutschland wurde der 
Erzbischof bekannt, als er sich 
nach einem Besuch der b rit i­
schen Besatzungszone im Herbst 
1946 vor der englischen Öffent­
lichkeit gegen die P o litik  der 
Hungerrationen und der Demon­
tage aussprach. Dr. Garbett hat 
auch sonst in politischen F ra ­
gen m it leidenschaftlicher H e f­
tigkeit Stellung genommen. 
Nachdem er sich jahrelang fü r 
ein internationales Verbot der 
Atomwaffen eingesetzt hatte, 
unterstützte er im. März dieses 
Jahres im Oberhaus den B e­
schluß der britischen R eg ie ­
rung, künftig  ebenfalls Wasser­
stoffbomben als Abschreckungs­
m ittel gegen einen etwaigen 
Aggressor herzustellen.

Ein politisches Schaltjahr?
(Fortsetzung ron Seite 2)

Versöhnungsgeste in 
Argentinien

Buenos Aires (D PA ). Der 
argentinische Staatspräsident 
Aramburu 'machte am Jahres­
ende eine Geste der Versöhnung 
und beförderte den Divisions-

w jetische Puls in der sachlichen 
Atmosphäre diplomatischer Ge­
spräche gefühlt werden muß.

Natürlich w ird  der Vertreter 
der Sowjetunion in Bonn jede 
Gelegenheit benutzen, um sei­
nerseits den deutschen -Puls zu 
fühlen. D ie E ile , m it der er 
nach Bonn gekommen ist, läßt 
vermuten, daß er möglichst kei­
nen T ag  des neuen Jahres un­
genutzt lassen w ill. E r  w ird , in­
soweit können w ir  unbesorgt 
sein, ganz andere Eindrücke 
nach Moskau zu berichten ha­
ben, als U lbricht und Grotewohl 
sie bisher verm ittelt haben.

A ber eine Mahnung ist doch 
angebracht. A ls Realisten, die 
sie sind, werden die Sowjets 
sehr darauf sehen, w ie  stark 
die innere K ra ft  und Geschlos­
senheit der fü n fzig  Millionen 
Deutschen .in der Bundesrepu­
b lik  ist. Je stärker der Eindruck 
ist, den sie in dieser Hinsicht 
bekommen, um so mehr und 
eher werden sie dazu kommen, 
unseren W illen  nach W iederver­
einigung als eine Potenz zu 
nehmen, die politisch zu beach­
ten ist. Daraus ergeben sich 
besondere Verpflichtungen für 
a lle Parteien, fü r Arbeitgeber­

verbände und Gewerkschaften, 
überhaupt fü r a lle Gruppen, die 
in  einem natürlichen Gegensatz 
zueinander stehen. Schon gar 
nicht aber können w ir  gebrau­
chen, daß etwa fü r die im 
Herbst 1957 fä llig e  Bundestags­
wahl schon das Jahr 1956 zum 
W ahlkam pf benutzt w ird, am 
allerwenigsten, im außenpoli­
tischen Felde . . .

So ist diese Betrachtung zum 
Jahreswechsel w ieder sehr nüch­
tern und alltäglich geworden. 
W ir  brauchen nicht vö llig  un­
zufrieden zu sein m it dem alten 
Jahr, und w ir  brauchen nicht zu 
resign ieren angesichts der P e r ­
spektiven des neuen Jahres. 
Gedanken der Besinnung pfle­
gen meist abgeschlossen zu w er­
den m it guten Vorsätzen. W ir  
Deutsche w ollen das Jahr 1956 
au f uns nehmen m it dem festen 
W illen , a lle K ra ft  fü r unser 
größtes und drängendstes An­
liegen einzusetzen, fü r deutsche 
Einheit in Freiheit und Frieden.

Am nestie für Volksdeutsche
Belgrad  (D PA ). D ie  jugosla­

wische Regierung hat 28 Volks­
deutsche Kriegsveru rte ilte vor­
fr is tig  aus der H a ft entlassen.



So sind sie wirklicki ■

„Antifaschismus ist eine Religion68
i "  eun Todesurteile, 22mal „L e ­
benslänglich“ und 1818 Jahre 
Zuchthaus lü r 211 Angeklagte 
—  das nüchterne Fazit aus 120 
politischen Prozessen. D ie Jah­
resbilanz 1955 der Justizministe­
rin  H ilde Benjamin. Beinamen 
w ie „Rote H ild e“ werden ihr 
nicht gerecht. Diese Frau ist ein 
Phänomen des Bösen. Und man 
muß ihre in das Gebiet des P a ­
thologischen greifenden M otive 
verstehen, um sie ganz beurtei­
len zu können. H ilde Benjamin 
lebt vom Haß. Sie ist intellek­
tuelle Kommunistin der zwan­
z iger Jahre, zählt also zu denen, 
die heute meist im anderen L a ­
ger stehen. D ie SED als Partei 
und viele ihrer heutigen Führer 
sind ihr gleichgültig. W as aber 
treibt diese Frau zu jenen H aß­
ausbrüchen, die ihr B ild so ab­
scheulich erscheinen ließen?

H ilde Benjamin stammt aus 
einer vermögenden Berliner 
Kaufmannsfamilie. Gegen den 
W illen  der E ltern setzte sie die 
H eirat m it dem kommunisti­
schen Rechtsanwalt Benjamin 
durch. 1924, m it 22 Jahren, w ird  
sie M itg lied  der K P D . Georg 
und H ilde Benjam in werden zu 
den gesuchtesten Strafvertei­
digern. Ihre präzisen Kennt­
nisse bürgerlicher Gesetzgebung 
retten zahllose Kommunisten 
vor dem Zuchthaus. In  Künst­
lerklubs und Literaturzirkeln  
verficht die Benjam in Ideen, die 
w eit von dem entfernt sind, was 
inzwischen Parte ilin ie geworden 
ist.

Bekannte aus dieser Zeit sa­
gen, die Weltanschauung der 
H ilde Benjam in sei ihr Mann 
gewesen. D ie L iebe zu ihm ließ 
sie Kommunistin werden. 1931 
sagt sie sich anläßlich eines 
Prozesses von ihrer Fam ilie 
und jeder bürgerlichen H er­
kunft los.

Apokalypse der Kache
1933 fa llen  die Benjamins den 

Nazis zum Opfer. Aus illegalen 
Quartieren vertrieben, flüchtet 
H ilde nach Prag, und Georg — 
von einer W iderstandsgruppe im 
Stich gelassen —  kommt in ein

H I L D E  B E N J A M I N

KZ. In  der Sowjetunion erfährt 
seine Frau  1942 den Tod  des 
Mannes im K Z  Mauthausen.

Seit jenem  Tage lebt die Ben­
jamin der Rache. Am  Tage der 
Todesnachricht hat sie geschwo­
ren, die M örder Georg Benja­
mins zu finden und dem Henker 
zu überantworten. W iev ie l M ör­
der hat es in jenen Jahren ge­
geben! D ie Benjamin hat in 
Kriegsgefangenenlagern und 
Gefängnissen nach Leuten aus 
Mauthausen geforscht. A ls sie 
die M örder nicht zu finden ver­
mochte, suchte sie die Schuld im 
Kollektiv. Sie wurde zur Apo­
kalypse der Rache.

D ie SED gab ih r die Macht 
zur Rache, so wurde sie g lü ­
hende Verfechterin des Zonen­
regimes. Jeder Feind  dieses R e ­
gimes ist in ihren Augen , ein 
Faschist, jeder Faschist aber 
schuldig am Tode Georg Ben­
jamins . . .

Der Haß wird Gesetz

1945 w ird  sie Oberstaatsanwalt 
in Berlin. D ie ersten politischen 
U rteile der Nachkriegsgeschichte 
werden von der Benjam in ge­
fordert. Dann -wird sie, wenige 
Monate später, in der Justiz­
verwaltung fü r die antifaschisti­
sche Säuberung verantwortlich 
gemacht. D ie Benjam in verwan­
delt R ichter in Gerichtete. B lin­

der Haß sorgt dafür, daß v ie­
len Unrecht geschieht. „D er 
Antifaschismus ist eine R e li­
g ion !“  erklärt sie den ersten 
von ih r ausgebildeten „Volks­
richtern“. Ih r  Haß w ird  zum 
neuen Gesetz.

A ls Vizepräsidentin des Ober­
sten Gerichtshofes übt sie ia  
der Fo lgeze it ih r Am t ausge­
rechnet unter einem „echten 
Nazi", dem Präsidenten Mels- 
heimer, aus. Auch' hierin lieg t 
Perversion. Sie zw ingt Mels- 
heimer, gegen  seine alten Ge­
nossen U rteile  zu fällen, w ie sie 
diese selbst einst auszusprechen 
pflegten. W ieder fä llt  alles unter 
die Definition „Faschist“ , was 
gegen  die SED denkt und zu 
handeln wagt. Der 17. Juni 
bringt ihren Trium ph: H ilde 
Benjam in w ird  Justizminister 
der „D D R “. D ie Todesstrafe 
w ird  ihr Instrument. Längst hat 
sie sich von jenen bürgerlichen 
Gesetzen freigemacht, die ihr 
einst als Strafverteid igerin  
dienlich waren. D ie  Benjamin 
verte id igt w eder Gesetz noch 
Menschen, sie k lagt nur noch an.

D ie Schaffung eines neuen Ge­
setzbuches ist ihre Lebensauf­
gabe geworden. Sie w ill ein 
„K lassengesetz", das den Unter­
drückten gegen die Herrschen­
den helfen soll. Und vergiß t da­
bei, daß die „Unterdrückten“ in­
zwischen dabei sind, ein Terro r­
regim e aufzubauen, dem die 
„Herrschenden“ längst zum Op­
fe r  fielen und das laufend neue 
Unterdrückungen manifestiert. 
D er Haß ist zum Schicksal der 
Benjam in geworden. E r hat sie 
blind gemacht fü r Recht und 
Gesetz. Darum w ird  ihr der 
Nam e „Rote H ilde“ nicht ge­
recht. V iele Menschen leben vom 
Haß, in einer Zeit, wo mit. V er­
stand gehandelt werden muß. 
N u r wenigen aber w ird. Macht 
gegeben, so verhängnisvoll -zu 
wüten. D ie Schuld lieg t bei der 
SED, die den abgrundtiefen, 
zur Ungerechtigkeit gewordenen 
Haß einer Frau ausnutzt, um 
durch ihn „Recht" zu sprechen.



Sowjets geben Armee*Iiaufhäuser in  Zonenregie 
Seit 1945 besitzt die Sowjetarmee in der Zone rund 8U9 unter 

militärischer Verwaltung- stehende Kaufhäuser und Spezial­
magazine, in denen Soldaten und O ffiziere d ie sowjetzonaie 
Zivilprodukiion zu Sonderpreisen kaufen können. Gegen Ost­
mark oder Rubel-Chips kann der K au f berechtigte hier D inge 
zu Exportpreisen erwerben, die der Zonenbewohner höchstens 
auf der L e ip z iger  Messe betrachten kann. Jetzt gibt die Ost- 
press© die Rückgabe von sieben dieser Warenhäuser und 
53 Verkaufsstellen „m it dem gesamten Warenbestand“ an' die 
Zonenorgane bekannt. Das SED-Zentralorgan bezeichnet© die 
Übergabe als „25-Millionen-Geschenk“ .
Tatsächlich hat die Sow jet­

armee der S E D  weder etwas, 
geschenkt noch sind die Zonen­
behörden sehr glücklich über 
diese Morgengabe. Es handelt 
sich hier um nach 1945 ent- 
eignete Kaufhäuser und P riva t­
geschäfte, die niemals als R e-

einer Sow jetgam ison, fü r das 
er weder zusätzliche Waren 
noch Verkauf spersonal stellen, 
kann?

f)25 Millionen Unkosten!“  
Vorerst erwachsen HO  und 

Konsum durch dieses „Ge- 
parations- oder Besatzungs- schenk“ enorme Unkosten. N icht 
kosten-Leistung verbucht w or- umsonst sprechen die Einge- 
den sind. D ie „25 M illionen" weihten von einem „25-Millio- 
setzen sich also zusammen aus nen-Unkosten-Geschenk“ der 
dem geschätzten W ert dieser R oten  Armee.
Unternehmen samt dem W aren- Anders ist es m it dem „ In ­
bestand, der sinnigerweise zu ventar". D ie ostzonalen über- 
„den gegenw ärtig  gültigen F re i-  nahmekommissionen haben 
sen" errechnet worden ist. Mühe, sich durch die hinterlas-

Das heißt also: D ie Sow jet- senen Bestände durchzuwüh- 
armee hat 1945 Privatgeschäfte len. W as die Rotarm isten seit 
beschlagnahmt, ohne den Be- 1S45 an Zonenproduktion ver- 
sitzern eine Entschädigung zu schmähten, wurde in den Spei­
zahlen oder aber den Zonen- ehern der „Gastronoms“ und 
behörden die Beschlagnahme „M agazine" aufgetürmt. Die 
anzurechnen. D ie Rückgabe Hinterlassenschaft eignete sich 
kann daher von keiner ostzona- bestens fü r ein Zeitgeschichte- 
len Stelle als „Einnahme" ge- Museum, in dem Interessierte 
bucht werden. Der W ert fü r die Entw ick lung der Zonenpro- 
HO oder Konsum ist fragw ür- duktion von 1945—1950 studle- 
d ig : D ie Verkaufsstellen sind re ii können. In  der Mehrzahl 
örtlich meist so gelegen, daß 
man sie nicht in der jetzigen  
Größe aufrechterhalten kann.
Für die Umstellung auf H O  
oder Konsum-Betrieb wären 
weiterhin große Umbauten er­
forderlich, die sich nicht rentie­
ren. W as soll der Konsum 
schließlich m it einem bisheri-

sind es Textilien , m inderwertige 
Bederwaren und Erzeugnisse 
der Andenkenindüstrie. Sachen, 
die selbst sibirische Kolchos­
bauern nicht m it in die Heimat, 
nehmen wollten.

F ü r HO und Konsum ist das 
ganze eine unangenehme Ange­
legenheit. Sie haben gerade 
„entrümpelt“. M it der „W e ih ­
nachtsspende der Regierung an 
die Volkssolidarität“ sind sie 
ihre größten unabsetzbaren Be­
stände losgewGrden und nun 
bricht der Sowjetsegen über sie 
herein. Das Unangenehmste aber 
ist, daß die Regierung den 
Handelsorganen wiederum diese 
25 M illionen als Einnahme auf 
d ie „Haben“-Seite bucht. Das 
heißt, daß der Handel den von 
den Sowjets hinterlassenen 
Ramsch zu Standardpreisen 
w ieder unter die Leute brin­
gen muß.
■ Und die R ote Arm ee? Sie hat 

ihre Heeres-Marketenderei in­
zwischen „umgestellt". H at ein 
N etz ' rentabler kleiner Ge­
schäfte aufgebaut, in denen 
O ffiziere und Soldaten nun tat­
sächlich Erzeugnisse neuester 
Zonenproduktion zu Vorzugs­
preisen kaufen können. D ie 
Pre ise?  Sie betragen etwa ein 
D ritte l dessen, was in der HO 
bezahlt werden muß. Wenn 
man rechnet, daß der Rubel 
immer noch doppelt so hoch 
gerechnet w ird  w ie  die Ost­
mark, ist das ein schönes Ge­
schäft. Bei dem man schon ein­
mal „25 M illionen verschenken" 
k a n n . .  .

E in Vopo griff zu
Kürzlich weinte der vierjäh­

r ige  Andreas S. auf der lAnäen- 
straße in unmittelbarer Nähe 
der Sektorengrenze in Berlin 
laut und heftig. D ieser kleine 

gen Armeekaufhaus in der Nähe . Berliner erlebte erstm alig die
 ------- - Spaltung der Stadt und dieHöhere Normen Praktiken der Vopos au f ein-

Berlin  (A P ). D ie IG- Bergbau dringliche W eise. Der W eih- 
des kommunistischen FDGB der nachtsmann hatte ihm einen 
Sowjetzone hat von der Sow jet- Zündplättchen-Colt gebracht, 
Zonenregierung gefordert, hö- und m it diesem „Schießeisen“ 
here, „technisch begründete" bewaffnet, saß der m ilitaristi- 
Arbeitsnormen ab 2. Januar im  sehe Knabe nebst ein paar 
gesamten Steinkohlenbergbau gleichaltrigen in einem Haus­
obligatorisch einzuführen. Nahe- eingang (W estsektor) und 
zu 93 Prozent der Bergarbeiter knallte. E r knallte ins Blaue 
im Zwickau-ölsnitzer Steinkoh- hinein, ohne sich etwa der in 
lenrevier sollen diese Forderung der Nähe auf Friedenswachf 
durch ihre Unterschrift bekräf- postierten Vopos als imaginärer 
t ig t  haben. Zielscheibe zu bedienen. Doch

ein Vopo erkannte sofort den 
aggressiven Geist des V ierjäh­
rigen, er näherte sich auf dem; 
hier bereits ostsektoralen Bür­
gersteig, g r iff beherzt in den 
westsektorclen Hauseingang und 
entwaffnete den Übeltäter. Der 
V ierjährige erwies sich immer­
hin ais so pazifistisch, daß er 
dem Vopo keinen Widerstand 
entgegensetzte, sondern tränen­
vo ll nach seiner Omi rief. Dem 
wackeren Sektorenwächter aber 
gebührt ein Friedenspreis! — 
hat er doch die „DDB.“ vor 
einem typischen A n griff aus 
W estberlin  mannhaft geschützt. 
(Den Zündplättchen-Colt dürfte 
man demnächst in der Samm­
lung beschlagnahmter westlicher 
Sabotagegegenstände m it Empö­
rung bewundern können.)

„Wohin, Genossen, a lt  dem Gerümpel?“



N ew  York (Eigenbericht). Der 
große englische Physiker Sir 
George Thomson, der 1937 den 
Nobelpreis fü r Physik  erhielt, 
hat eine physikalisch-techniseh- 
soziologischo Zukunftsbetrach­
tung geschrieben, die soeben 
gerade rechtzeitig zum Jahres­
wechsel, in einem amerikani­
schen V erlag  veröffentlicht w or­
den ist. Das kleine und be­
scheidene, aber nützliche und 
faszinierende Buch trägt den 
anspruchsvollen T ite l „D ie vor­
hersehbare Zukunft“ („The to- 
reseeable Future“ ) und bemüht 
sich, im  Unterschied zu ande­
ren kürzlichen amerikanischen 
Publikationen, nicht darum, den 
Stand der Erde und ihrer B e­
wohner in  zehntausend oder 
einer M illion  Jahren zu skizzie­
ren; es begnügt sich m it den 
wahrscheinlichen Veränderun­
gen, die in der nahen Zukunft, 
etwa im Lau fe der nächsten 
hundert Jahre, also weitgehend 
noch zu Lebzeiten der K in ä er  
und Enkel unserer heutigen Ge­
neration, das A lltagsdasein der 
Menschen beeinflussen dürften.

Sir George Thomson hält sich 
nicht lange damit auf, blitzes- 
schnelle F lugzeuge und atomisch 
betriebene Kochherde zu pro­
phezeien. E r sagt, daß F lu g ­
zeuge mit einer Fluggesehwin-

Die nächsten hundert Jahre
Was ein Physiker schon heute voraussehen kann

dig'keit von 3000 km pro Stunde 
sehr bald zu erwarten sein w er­
den, —  aber er fragt, ob damit 
den Menschen v ie l gedient sein 
dürfte. Für begrenzte F lu g ­
strecken, etwa von N ew  Y ork  
nach Chikago, oder von London 
nach Zürich, sind ja  F lugzeuge 
m it solchen Blitzgeschw indigkei­
ten kaum sinnvoll, geschweige 
denn ökonomisch rentabel, — 
und ob man den Atlantischen 
Ozean in drei Stunden oder in 
zwei Stunden überqueren kann, 
ist kaum noch ein belangvoller 
Unterschied. Im  übrigen nimmt 
er an, daß künftige Konferen­
zen, zwischen Außenministern 
und Geschäftsleuten zweier Län ­
der zum Beispiel, ohne Reise ji 
erfolgen werden, einfach m it 
Ifernbild- und Ferngespräch­
übertragung über den Ozean 
hinweg, in normalem Zw iege­
spräch, ohne daß die beiden Ge­
sprächspartner ihre üblichen 
Schreibtischsessel zu verlassen 
brauchen. A lso w ird  die Jagd 
nach Flugzeuggeschwindigkeit 
eines Tages ihre natürlichen 
Grenzen finden.

D er Autor lenkt dafür die 
Aufmerksamkeit der Leser auf 
andere physikalische Aufgaben, 
die meist weniger beachtet, für 
die Menschen der Zukunft aber 
vie l w ichtiger werden dürften.

George Marshall wurde 75
George Marshall, der Schöp­

fe r  des Marshallplanes, fe ierte 
seinen 75. Geburtstag. "Während 
des K rieges w ar er Chef des 
Generalstabes der amerikani­
schen Streitkräfte. E r entwarf 
den P lan zur Invasion Europas. 
Von 1947 bis 1949 w ar er ameri­
kanischer Außenminister, von 
1S50 bis 1951 Verteid igungs­
minister. Am 5. Juni 1947 gab 
er in der Harvard-Universität 
den P lan der amerikanischen 
W irtschaftshilfe fü r Europa be­
kannt (Marshallplan), der spä­
ter die Bezeichnung European 
Recovery Program m  (E R P ) er­
hielt.

In  Marshalls Harvard - Rede 
hieß es: „Unsere P o litik  richtet 
sich nicht gegen irgendein Land 
oder irgendeine Doktrin, son­
dern gegen Hunger, Armut»

Verzw eiflung und Chaos 
schlechthin.“  D ie Marshallplan­
h ilfe  wurde auch der Bundes­
republik und besonders W est­
berlin  zuteil. Sie w ar fü r uns 
w ie  fü r das westliche Europa 
eine w ertvolle Starthilfe, die 
den H unger schnell vertrieb. 
Noch nach dem Aufhören der 
Dollarströme aus den M itteln  
des Marshallplans bestehen in 
v ie len Ländern die ER P-Fonds 
weiter, aus denen K red ite  ge­
w ährt werden, die auf dem 
Kapitalm arkt zu gleichen Be­
dingungen nicht zu haben sind.

1953 erhielt Marshall zusam­
men m it A lbert Schweitzer den 
Friedens-Nobelpreis. Überall in 
Europa, w o  w ie  in  W estberlin  
zahllose E R P -T a fe ln  stehen» 
w ird  dieses 75jährigen Jubilars 
in Dankbarkeit gedacht.

D ie Benutzung von gereinigtem  
M eerwasser fü r künstliche B o­
denbewässerung, die Verwen­
dung von Wüsten, tropischen 
Dschungel und arktischen E is­
zonen fü r die Landwirtschaft, 
die Erzeugung künstlichen R e ­
gens oder aber die „Umlenkung“ 
von natürlichem Regen  von 
Meeresgebieten (wo Regen fall 
ja  w en ig praktischen W ert hat) 
auf trockene Landgebiete, die 
Bekämpfung von Pflanzenpest 
und Schädlingen: das wären so 
ein ige physikalisch-naturwissen­
schaftliche Aufgaben, die in den 
nächsten hundert Jahren gelöst 
werden sollten, —  und ange­
sichts der .Vorarbeiten, die auf 
diesen Gebieten bereits geleistet 
worden sind, glaubt Thomson, 
daß die Lösung dieser Problem e 
auch nicht mehr lange auf sich 
warten lassen w ird.

A llerd in gs: soll man nicht 
vielleicht daran denken, daß, 
m it verbesserten Verkehrsm it­
teln und politischen  Zusammen­
schlüssen von Staaten in Zu­
kunft ein Bauer aus dem N o r­
den im  W in ter nach dem Süden 
gehen kann, ähnlich den Zug­
vögeln, daß also z. B. der schwe­
dische Bauer im  Sommer in  
Schweden Sommerweizen an­
baut und im  W in ter in A lgerien  
W interw eizen?

Freilich  führen alle solche Ge­
danken endlich in das Gebiet 
der höheren Philosophie, —  und 
bald zeigen sich Grenzen des 
heutigen menschlichen Wissens. 
Thomson wreist m it Recht dar­
au f hin, daß man mehr Geld 
und Mühe in  die Erforschung 
der F rage  hineinsteckt, w ie man 
die Kartoffelproduktion inten­
siver gestalten kann, als in  die 
Frage, w ie man K indern  am 
zweckmäßigsten und sinnvoll­
sten das Lesen beibringt, / und 
er beklagt die E inseitigkeit und 
Unzulässigkeit unserer ganzen 
heutigen wissenschaftlichen F or­
schung, die das w ichtigste Ge­
b iet von allen, den menschlichen 
Geist, vernachlässigt und von 
jed er Forschungsarbeit aus­
schließt. Und dennoch haben 
w ir  vom  menschlichen Geist die 
großen Überraschungen zu er­
warten und die Antworten auf 
tausend vom Verfasser auf ge­
zählte drängende Fragen  
heute*



3 Millionen Menschen als Reparationen
Was S ta lin  v e r la n g te  —  G eh e im e  Jalta-Dokumente 

W ashington (A P / D P A ). Di© Sowjetunion hat kurz vor Be­
ginn der Jalta-Konierenz dem damaligen amerikanischen Präs i­
denten ßoosevelfc eine Zerstückelung Deutschlands vorgeschla­
gen  und die Verschleppung von M illionen von deutschen Män­
nern und Frauen als „Arbeitsreparationen“  nach dem Osten auf 
die Dauer von zehn Jahren gefordert. D ies geht aus bisher 
geheimgehaltenen Dokumenten über die Jalta-Konferenz her­
vor, die je tz t vom XJS-Außenministerium veröffentlicht wurden.

Der damalige amerikanische 
Botschafter in  Moskau, H arri- 
maxi, berichtet in  einem Memo­
randum, der stellvertretende
sowjetische Außenminister
M aisky habe die deutschen
Arbeitskräfte als einen T e il der 
Reparationen bezeichnet. F ü r 
die Verschickung kämen in 
erster L in ie  die kleineren
Kriegsverbrecher und aktive 
Parte im itg lieder in  Frage.
Maisky habe von zwei bis drei 
M illionen Männern und Frauen 
gesprochen.

Aus den Dokumenten geht 
w eiter hervor, daß der Morgen- 
thau-Plan, /dessen Ziel die V er­
wandlung Deutschlands in einen 
reinen Agrarstaat war, von 
Roosevelt und Churchill geb il­
lig t  wurde. Ih re Außenminister 
H u ll und Eden opponierten je ­
doch schärfstens gegen den 
P lan  und setzten schließlich

durch, daß er fallengelassen 
wurde.

Noch vo r Ende des zweiten 
W eltkrieges entstanden zw i­
schen den U SA und der So­
w jetunion erhebliche Spannun­
gen. Am  2. A pril 1945 berichtet 
Harriman, er sei Über das so­
w jetische Vorgehen vor allem 
in  der polnischen F rage  „sehr 
b e so rg t . D iese Besorgnis gehe 
auf die „Häufung kleiner Zwi­
schenfälle“ zurück.

Katastrophe in Ostafrika
N airob i (D PA ). Starke Stür­

me, die zur Zeit über Ostafrika 
wüten, haben eine schwere K a ­
tastrophe ausgelöst. Auf dem 
Victoria-See kenterte eine mit 
40 Persone'n besetzte Fähre. 
Man befürchtet, daß 23 Insas­
sen ums Leben kamen. Der See 
ist durch Krokodile verseucht.
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Das Unglück geschah unweit 
von Muansa an dem zu Tangan­
yika  (ehemaliges Deutsch-Ost­
afrika) gehörenden südlichen 
See-Ufer. Eine zweite Fähre, 
die sofort zu H ilfe  geeilt war, 
konnte 17 Überlebende an Bord 
nehmen.

®DLD BEE WOCHE: ESI® ersten Einheiten der bundesdeutschen Streitkräfte in Andernach

SSO, fterlieren l
Der kleine TA G  wird ver- 

I sandt und verte ilt ohne 
I Rücksicht auf d ie politische 
; Gesinnung des Empfängers. 
1 Gegner sind als Empfänger 
| sogar besonders beliebt, 
: denn sie haben es nötiger 
\ als andere, die Wahrheit zu
■ erfahren. W er Verdacht hat, 
: daß seine Post überwacht

w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim Bürgermeister- 

I amt oder bei seiner Dienst-
■ stelle abgeben. übrigens 
w ird er auch dort gern 
gelesen.


